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Förderabgabesätze auf der Grundlage des § 10 Absatz 2 der Verordnung über die Feldes- und 
Förderabgaben Mecklenburg-Vorpommern für bergfreie Bodenschätze

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit

Vom 22. August 2025

Auf der Grundlage von §§ 31 und 32 des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 39 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, und der Verordnung über die Feldes- und Förderabgabe 
vom 16. Dezember 2024 (GVOBl. M-V 2025 S. 2) wurden für die nachfolgenden Bodenschätze die Marktwerte errechnet und die 
daraus resultierenden Förderabgabesätze für die Jahre 2018 bis 2023 festgelegt:

1. Steinsalz einschließlich auftretender Sole im Sinne der 
Bodenschatzziffer 9.2 für den Erhebungszeitraum 2018 
bis 2023

2018

Produktionswert (Bundesrepublik): 347.519.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 7.186.000 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 48,3606 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 48,36 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,484 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,484 EUR/t.

0,5 v. H. des Marktwertes 0,242 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,242 EUR/t, 
soweit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2019

Produktionswert (Bundesrepublik): 354.456.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 7.374.654 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 48,0641 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 48,06 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,481 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,481 EUR/t.

0,5 v. H. des Marktwertes 0,24 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,24 EUR/t, so-
weit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2020

Produktionswert (Bundesrepublik): 245.333.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 5.202.641 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 47,1555 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 47,16 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,472 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,472 EUR/t.

0,5 v. H. des Marktwertes  0,236 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,236 EUR/t, 
soweit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2021

Produktionswert (Bundesrepublik): 410.994.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 8.323.723 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 49,3762 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 49,38 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,494 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,494 EUR/t.

0,5 v. H. des Marktwertes 0,247 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,247 EUR/t, 
soweit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2022

Produktionswert (Bundesrepublik): 363.714.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 6.728.613 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 54,0548 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 54,05 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,541 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,541 EUR/t.
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0,5 v. H. des Marktwertes 0,27 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,27 EUR/t, so-
weit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2023

Produktionswert (Bundesrepublik): 360.917.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 6.124.187 t

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 58,933 EUR/t

Der Marktwert für Steinsalz einschließlich 
auftretender Sole (9.2) wird festgesetzt auf 58,93 EUR/t

1 v. H. des Marktwertes 0,589 EUR/t

Der Förderabgabesatz nach § 18 Satz 1 FeFördAVO M-V beträgt 
für Steinsalz einschließlich auftretender Sole 0,589 EUR/t.

0,5 v. H. des Marktwertes 0,295 EUR/t

Der Förderabgabesatz für Steinsalz einschließlich auftretender 
Sole beträgt nach § 18 Satz 2 FeFördAVO M-V 0,295 EUR/t, 
soweit die Sole bei der Errichtung eines Untergrundspeichers ge-
wonnen und nicht wirtschaftlich verwertet wird.

2. Torf einschließlich anfallender Mudde im Sinne der 
Bodenschatzziffer 5 für den Erhebungszeitraum 2018 bis 
2023

2018

Produktionswert (Bundesrepublik): 12.110.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 905.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 3,3812 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 13,38 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,669 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,669 EUR/m3.

2019

Produktionswert (Bundesrepublik): 11.344.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 818.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 13,868 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 13,87 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,693 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,693 EUR/m3.

2020

Produktionswert (Bundesrepublik): 9.578.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 694.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 13,8012 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 13,8 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,69 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,69 EUR/m3.

2021

Produktionswert (Bundesrepublik): 10.973 000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 795.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 13,8025 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 13,8 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,69 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,69 EUR/m3.

2022

Produktionswert (Bundesrepublik): 9.634.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 698.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 13,8023 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 13,8 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,69 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,69 EUR/m3.

2023

Produktionswert (Bundesrepublik): 9.703.000 EUR
Produktionsmenge (Bundesrepublik): 526.000 m3

Quotient aus Produktionswert und 
Produktionsmenge: 18,4468 EUR/m3

Der Marktwert für Torf und anfallende 
Mudde (5.) wird festgesetzt auf 18,45 EUR/m3

5 v. H. des Marktwertes 0,922 EUR/m3

Der Förderabgabesatz nach § 15 FeFördAVO M-V beträgt 
0,922 EUR/m3.
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Auff orderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Landtagswahl am 
20. September 2026 Auff orderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

für die Landtagswahl am 20. September 2026

Bekanntmachung des Landeswahlleiters

Vom 8. September 2025

Ich fordere die Parteien und die Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerber zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Landtags-
wahl am 20. September 2026 auf (§§ 14, 15 Absatz 1 i. V. m. § 55 
Absatz 1 Landes- und Kommunalwahlgesetz Mecklenburg-Vor-
pommern – LKWG M-V) und gebe dazu folgende Hinweise:

1) Hinweise für Parteien:

a) Beteiligungsanzeige

Parteien, die am Tag dieser Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen im Landtag Mecklenburg-Vorpommern oder im 
Deutschen Bundestag mit Abgeordneten vertreten sind, können 
ihre Wahlvorschläge ohne vorherige Beteiligungsanzeige einrei-
chen, wenn mindestens eine oder einer ihrer Abgeordneten seit 
der letzten Wahl ununterbrochen Mitglied des Bundestags oder 
Landtags war. Dabei zählen nur solche Abgeordneten, die auf-
grund eigener Wahlvorschläge der Partei in Mecklenburg-Vor-
pommern gewählt wurden.

Alle anderen Parteien können Wahlvorschläge nur einreichen, 
wenn sie der Landeswahlleitung ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich bis zum 108. Tag vor der Wahl

- 4. Juni 2026 bis 18 Uhr -

angezeigt haben und ihre Parteieigenschaft anschließend vom 
Landeswahlausschuss festgestellt wird (§ 55 Absatz 2, 4 LKWG 
M-V).

Die Beteiligungsanzeige muss zum genannten Zeitpunkt unter der 
Adresse

Der Landeswahlleiter Mecklenburg-Vorpommern
Lübecker Straße 287
19059 Schwerin

schriftlich vorliegen. Wenn eine Beteiligungsanzeige nach dem 
4. Juni 2026 (18 Uhr) eingeht, kann sie nicht mehr berücksichtigt 
werden. Ich bitte um möglichst frühzeitige Einreichung der Be-
teiligungsanzeigen.

Die Beteiligungsanzeige ist auf dem Formblatt der Anlage 1 ein-
zureichen (§ 22 Absatz 1 Satz 1 LKWO M-V). Das Formblatt 
wird auf Anforderung von der Landeswahlleitung kostenfrei zur 
Verfügung gestellt. Es ist auch auf der Internetseite https://www.
laiv-mv.de/Wahlen/Formulare/ unter dem Reiter „Landtagswahl“ 
in ausfüllbarer Form verfügbar. Die Landeswahlleitung berät bei 
Bedarf zum Verfahren und zu den vorzulegenden Unterlagen.

Die Beteiligungsanzeige muss den Namen der Partei und die Kurz-
bezeichnung, unter der sie sich an der Wahl beteiligen will, enthalten 
und sie muss von den für das Wahlgebiet nach ihrer Satzung zustän-
digen Vertretungsberechtigten der Partei persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein (§ 55 Absatz 2 Satz 2 LKWG M-V). 
Der Anzeige sind die Satzung und das Programm der Landesorga-

nisation der Partei jeweils in Schriftform beizufügen (§ 55 Ab-
satz 2 Satz 3 LKWG M-V). Der Nachweis über die demokratische 
Wahl des Landesvorstandes der Partei ist durch Vorlage einer Ab-
schrift der bei der Wahl des Landesvorstandes gefertigten Nieder-
schrift oder durch Vorlage einer schriftlichen Erklärung von min-
destens drei bei der Wahl anwesenden Personen, die nicht dem 
gewählten Vorstand angehören dürfen, zu führen (§ 22 Absatz 1 
Satz 2 Landes- und Kommunalwahlordnung Mecklenburg-Vor-
pommern – LKWO M-V). Zudem sollen der Beteiligungsanzeige 
Nachweise beigefügt werden, die eine Prüfung der Parteieigen-
schaft gemäß § 2 Absatz 1 Parteiengesetz durch den Landes-
wahlausschuss ermöglichen (§ 55 Absatz 2 Satz 3 LKWG M-V). 
Hierzu zählen insbesondere Informationen über die Gesamtzahl 
der Mitglieder, die Zahl und Art der Gebietsverbände sowie die 
bisherige Teilnahme an Wahlen.

Spätestens am 94. Tag vor der Wahl (18. Juni 2026) stellt der 
Landeswahlausschuss fest, welche Parteien im Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern oder im Deutschen Bundestag mit Abgeord-
neten vertreten sind oder aufgrund ihrer Beteiligungsanzeige für 
die Landtagswahl als Partei anzuerkennen sind (§ 55 Absatz 4 
LKWG M-V) und damit Wahlvorschläge einreichen können.

b) Wahlvorschläge

Parteien können Kreiswahlvorschläge und Landeslisten einrei-
chen. Alle Wahlvorschläge müssen spätestens am 75. Tag vor der 
Wahl

- 7. Juli 2026 bis 16 Uhr -

schriftlich bei der zuständigen Gemeinde- oder Kreiswahlleitung 
oder Landeswahlleitung vorliegen (§ 55 Absatz 6 LKWG M-V). 
Wenn Wahlvorschläge nach dem 7. Juli 2026 (16 Uhr) eingehen, 
können sie nicht mehr berücksichtigt werden. Ich bitte um mög-
lichst frühzeitige Einreichung aller Unterlagen.

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind auf den Formblättern 3.1.1 
bis 3.1.4 der Anlage 3 einzureichen (§ 23 Absatz 1 LKWO M-V). 
Die erforderlichen Unterlagen müssen zu dem oben genannten 
Zeitpunkt (7. Juli 2026 bis 16 Uhr) bei der zuständigen Gemein-
de- oder Kreiswahlleitung schriftlich vorliegen. Die Adressen der 
Gemeinde- oder Kreiswahlleitungen sind auf der Internetseite 
https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Kreiswahlleitungen/ unter dem 
Reiter „Landtagswahl“ für jeden Landtagswahlkreis abrufbar.

Wahlvorschläge für Landeslisten sind auf den Formblättern der 
Anlage 2 einzureichen (§ 23 Absatz 1 LKWO M-V). Die erfor-
derlichen Unterlagen müssen zu dem oben genannten Zeitpunkt 
(7. Juli 2026 bis 16 Uhr) bei der zuständigen Landeswahlleitung 
unter der Adresse

Der Landeswahlleiter Mecklenburg-Vorpommern
Lübecker Straße 287
19059 Schwerin

schriftlich vorliegen.
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Alle für die Wahlvorschläge erforderlichen amtlichen Formblätter 
werden auf Anforderung von der zuständigen Wahlleitung kos-
tenfrei zur Verfügung gestellt. Sie sind auch auf der Internetsei-
te https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Formulare/ unter dem Reiter 
„Landtagswahl“ in ausfüllbarer Form verfügbar. Die zuständige 
Wahlleitung berät bei Bedarf zum Verfahren und zu den vorzu-
legenden Unterlagen.

Jede Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvor-
schlag und im Land nur eine Landesliste einreichen (§ 55 Ab-
satz 1 Satz 2 LKWG M-V). Die Verbindung von Wahlvorschlägen 
und die Aufstellung gemeinsamer Wahlvorschläge ist nicht zuläs-
sig (§ 15 Absatz 3 LKWG M-V).

Jede Person darf nur auf einer Landesliste benannt werden. Sie 
kann jedoch zugleich auf einem (einzigen) Kreiswahlvorschlag 
derselben Partei benannt werden (§ 56 Absatz 4 LKWG M-V).

Die Landesliste einer Partei wird aufgestellt, indem eine Landes-
mitglieder- oder Landesvertreterversammlung die Bewerberinnen 
und Bewerber in verbindlicher Reihenfolge wählt (§ 56 Absatz 2 
LKWG M-V). Die Anzahl der Personen auf einer Landesliste ist 
nicht begrenzt (§ 56 Absatz 4 LKWG M-V).

Jeder Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Person ent-
halten (§ 56 Absatz 4 LKWG M-V). Wahlkreisbewerberinnen und 
Wahlkreisbewerber von Parteien sind zu wählen

1. in einer Wahlkreisversammlung durch die im Zeitpunkt ihres 
Zusammentritts im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigten 
Mitglieder oder Delegierten der Partei

oder

2. in Landkreisen und kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkrei-
se umfassen, in einer gemeinsamen Wahlkreisversammlung 
der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts in diesen Wahlkreisen 
zum Landtag wahlberechtigten Mitglieder oder Delegierten 
der Partei

(§ 56 Absatz 1 LKWG M-V).

Alle Bewerberinnen und Bewerber der Partei für Wahlkreise oder 
Landesliste werden in geheimer, schriftlicher Abstimmung gewählt 
(§ 15 Absatz 4 Satz 2 LKWG M-V). Es kann nur benannt werden, 
wer die unwiderrufliche Zustimmung zur Benennung schriftlich er-
teilt hat (§ 16 Absatz 3 LKWG M-V). Alle Personen, die sich auf 
dem Wahlvorschlag einer Partei bewerben, müssen Mitglieder die-
ser Partei oder parteilos sein (§ 16 Absatz 4 LKWG M-V).

Alle Wahlvorschläge von Parteien müssen den Namen der ein-
reichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese enthalten (§ 16 Absatz 1 LKWG M-V). In jedem 
Wahlvorschlag einer Partei sind zwei Vertrauenspersonen zu be-
zeichnen (§ 16 Absatz 2 Satz 1 LKWG M-V). Bescheinigungen 
der Wählbarkeit, die mit den Wahlunterlagen einzureichen sind, 
dürfen am Tag der Einreichung nicht älter als drei Monate sein 
(§ 23 Absatz 1 Satz 2 LKWO M-V). Der Wahlvorschlag einer 
Partei muss von den für das Wahlgebiet nach ihrer Satzung zu-
ständigen Vertretungsberechtigten persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein (§ 16 Absatz 7 Satz 1 LKWG M-V). Die Ver-
tretungsberechtigten haben ihre Befugnis dazu gegenüber der je-
weils zuständigen Wahlleitung an Eides statt zu versichern (§ 16 
Absatz 7 Satz 2 LKWG M-V).

Alle Wahlvorschläge von Parteien, die eine Beteiligungsanzeige 
abgeben müssen (s. o.), müssen zusätzlich von mindestens 100 

Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
werden. Die Wahlberechtigung von Personen, die einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen, muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung ge-
geben sein und ist bei Einreichung des Wahlvorschlages nachzu-
weisen. Unterzeichnende eines Kreiswahlvorschlages müssen im 
Wahlkreis wahlberechtigt sein. Jede wahlberechtigte Person darf 
nur einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste unterzeichnen. 
(§ 55 Absatz 5 LKWG M-V)

Alle Unterschriften von Wahlberechtigten für Wahlvorschläge von 
Parteien dürfen erst geleistet werden, nachdem die Bewerberinnen 
und Bewerber von der Partei aufgestellt worden sind; vorher ge-
leistete Unterschriften sind ungültig (§ 23 Absatz 3 LKWO M-V).

2) Hinweise für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber:

Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können sich selbst als 
Wahlkreisabgeordnete für einen Wahlkreis vorschlagen.

Der Wahlvorschlag muss spätestens am 75. Tag vor der Wahl

- 7. Juli 2026 bis 16 Uhr -

schriftlich bei der zuständigen Gemeinde- oder Kreiswahllei-
tung vorliegen (§ 55 Absatz 6 LKWG M-V). Die Adressen der 
Gemeinde- oder Kreiswahlleitungen sind auf der Internetseite 
https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Kreiswahlleitungen/ unter dem 
Reiter „Landtagswahl“ für jeden Landtagswahlkreis abrufbar. 
Wenn Wahlvorschläge nach dem 7. Juli 2026 (16 Uhr) eingehen, 
können sie nicht mehr berücksichtigt werden. Ich bitte um mög-
lichst frühzeitige Einreichung aller Unterlagen.

Die für die Einzelbewerbung erforderlichen amtlichen Formblät-
ter 3.2.1 und 3.2.2 der Anlage 3 (§ 23 Absatz 1 LKWO M-V) 
werden auf Anforderung von der zuständigen Wahlleitung kos-
tenfrei zur Verfügung gestellt. Die Formblätter sind auch auf der 
Internetseite https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Formulare/ unter 
dem Reiter „Landtagswahl“ in ausfüllbarer Form verfügbar. Die 
zuständige Wahlleitung berät bei Bedarf zum Verfahren und zu 
den vorzulegenden Unterlagen.

Die Verbindung von Wahlvorschlägen und die Aufstellung ge-
meinsamer Wahlvorschläge ist nicht zulässig (§ 15 Absatz 3 
LKWG M-V). Jede Person darf nur in einem Wahlkreis und hier 
auch nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden (§ 56 Ab-
satz 4 LKWG M-V).

Eine Einzelbewerberin oder ein Einzelbewerber nimmt die Funk-
tion der Vertrauensperson selbst wahr. Die Benennung einer zwei-
ten Vertrauensperson ist nicht erforderlich (§ 16 Absatz 2 Satz 2 
LKWG M-V). Die Bescheinigung der Wählbarkeit der Einzelbe-
werberin oder des Einzelbewerbers, die mit den Wahlunterlagen 
einzureichen ist, darf am Tag der Einreichung nicht älter als drei 
Monate sein (§ 23 Absatz 1 Satz 2 LKWO M-V). Der Wahlvor-
schlag muss von der Einzelbewerberin oder dem Einzelbewerber 
selbst persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 16 Ab-
satz 7 Satz 1 LKWG M-V).

Der Wahlvorschlag muss zusätzlich von mindestens 100 Wahlbe-
rechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet worden 
sein. Die Wahlberechtigung von Personen, die einen Kreiswahl-
vorschlag unterzeichnen, muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei Einreichung des Wahlvorschlages nach-
zuweisen. Unterzeichnende eines Kreiswahlvorschlages müssen 
im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Niemand darf mehrere Kreis-
wahlvorschläge unterzeichnen (§ 55 Absatz 5 LKWG M-V).
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